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Ersetzungsantrag zu 6.1.2. 
 
1) Bei Bauleitverfahren wird die Verwaltung beauftragt, in der Innenstadt bei der 
Aufstellung von Bebauungsplänen 25 % der Fläche als nicht versiegelt darzustellen. 
Dies kann auch als Dachbegrünung umgesetzt werden. Der Bestandsschutz gilt. 
Betroffen sind Neu- oder Anbauten. 
 
2) Bei Bauanträgen (Neu- oder Anbauten) nach § 34 BauGB wird die Verwaltung 
aufgefordert, dem § 34, Absatz 1, Satz 2 („Die Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse müssen gewahrt bleiben“) größere Aufmerksamkeit zu 
widmen und dies auch hinsichtlich des Klimaschutzes zu verstehen und umzusetzen. 
 
3) Die Verwaltung wird gebeten, mit Hilfe des Städtetages die Grundlagen in den 
verschiedenen Gesetzen für eine Satzungs-Ermächtigung hinsichtlich 
Flächenausgleich auf den Weg zu bringen. Dies gilt beispielsweise und insbesondere 
für den § 1a Absatz 3 Satz 5 BauGB („Ein Ausgleich ist nicht erforderlich, soweit die 
Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig 
waren.“) 
 
Begründung: 
 
Die klimatischen Verhältnisse in der Innenstadt sollen sich nicht durch weitere 
Flächenversiegelung verschlechtern. Es muss auch weiterhin möglich sein, 
Altersheime in der Innenstadt zu bauen und zu betreiben. 
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